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Aus anderen sozialistischen Ländern
Erstes Arbeitsgesetzbuch der Republik Kuba
Prof. Dr. sc. JOACHIM MICHAS,
Sektion Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität Berlin

Am 26. Juli 1985 trat das erste Arbeitsgesetzbuch in der Ge­
schichte Kubas in Kraft; es war nach umfassender Diskussion 
des Entwurfs mit Werktätigen in den Betrieben am 28. De­
zember 1984 von der kubanischen Nationalversammlung 
verabschiedet worden.1 Damit wurde ein Beschluß des 
П. Parteitages der KP Kubas vom Dezember 1980 erfüllt, 
der für den Fünf jahrplanzeitraum 1981 bis 1985 vorsah, 
Grundlagen für die Arbeitsgesetzgebung zu schaffen und ein 
Arbeitsgesetzbuch auszuarbeiten. Der kubanische Gewerk­
schaftsverband CTC wirkte sowohl an der Konzipierung und 
Ausarbeitung als auch an der Diskussion des Gesetzentwurfs 
aktiv mit.

Das AGB beruht in seinen Grundsätzen auf der Verfas­
sung der Republik Kuba von 19762, in deren Art. 44 die Ar­
beit in der sozialistischen Gesellschaft zum Recht, zur Pflicht 
und zur Ehrensache für jeden Bürger erklärt wird. Die schritt­
weise Einführung des Systems der Leitung und Planung der 
Volkswirtschaft schuf Voraussetzungen dafür, daß die ar­
beitsrechtlichen Regelungen in Übereinstimmung mit ande­
ren staatlichen Maßnahmen auf die Organisation des Wirt­
schaftsmechanismus und auf die Entfaltung wirtschaftlicher 
Aktivitäten wirken können.

Das AGB verarbeitet die Erfahrungen bei der Anwendung 
bisher in Kraft gewesener arbeitsrechtlicher Bestimmungen 
in Betrieben und Institutionen sowie der Rechtsprechung. Die 
von Kuba ratifizierten einschlägigen Übereinkünfte der ILO 
wurden beachtet. Ferner sind die Erkenntnisse und Erfah­
rungen anderer sozialistischer Länder auf dem Gebiet des 
Arbeitsrechts bei der Schaffung des kubanischen AGB gründ­
lich ausgewertet worden.

Einige Besonderheiten der Kodifizierung 
des Arbeitsrechts in Kuba

Das bis zum Inkrafttreten des neuen AGB geltende kubani­
sche Arbeitsrecht bestand aus einer beträchtlichen Anzahl 
von Rechtsnormenkomplexen und anderen Rechtsvorschrif­
ten, die seit dem Sieg der kubanischen Revolution im 
Jahre 1959 ergangen waren. Im Laufe der Entwicklung so­
zialistischer Produktions- und Arbeitsverhältnisse waren die 
aus der kapitalistischen Zeit herrührenden Rechtsvorschriften 
aufgehoben worden.

In den 70er Jahren kam es auf dem Gebiet der Rechtset­
zung darauf an, sowohl die Arbeitsverhältnisse in ihrer Ge­
samtheit zu fördern und zu entwickeln, als auch einzelne 
Teile der Arbeitsverhältnisse besonders auszugestalten (z. B. 
Schutz und Förderung von Frauen und Jugendlichen, geson­
derte Regelung der Aus- und Weiterbildung). Überdies gab 
und gibt es in Kuba — ähnlich wie in der DDR — zum einen 
zentrale Rechtsvorschriften, die für alle Werktätigen (Arbei­
ter und Angestellte) gelten, und zum anderen Regelungen, 
die lediglich für bestimmte Industrie- bzw. Wirtschafts­
zweige, ggf. sogar nur für bestimmte Territorien gelten. 
Allerdings erfolgt die Zweigregelung — anders als in der 
DDR — nicht durch Rahmenkollektivverträge, sondern in 
Form von Dekreten, Verordnungen und ähnlichen Rechts­
vorschriften.

Hiervon ausgehend konnte es bei der Weiterentwicklung 
des kubanischen Arbeitsrechts nicht darum gehen, ledig­
lich eine Zusammenfassung geltender Rechtsvorschriften vor­
zunehmen. Vielmehr mußte eine Kodifikation geschaffen wer­
den, die auf den politischen, ökonomischen und sozialen 
Errungenschaften des Landes basiert und zur Weiterentwick­
lung der sozialistischen Arbeitsverhältnisse beiträgt. Dabei 
führte die Tatsache, daß Erfahrungen der betrieblichen und 
der Gewerkschaftspraxis sowie der Rechtsprechung sorg­
fältig ausgewertet, Ungenauigkeiten in bisherigen Regelun­
gen und manche Gesetzeslücke beseitigt wurden, insgesamt 
zu einer höheren Qualität des kubanischen Arbeitsrechts. 
Von entscheidender Bedeutung ist aber die Festlegung neuer 
Rechte und Pflichten der -Werktätigen und ihrer Gewerk­
schaften sowie der Betriebe, die den ökonomischen, arbeits­
organisatorischen und sozialen Erfordernissen und Möglich­
keiten entsprechen.

Im Zuge der Erarbeitung des AGB und der damit verbun­
denen Bereinigung arbeitsrechtlicher Vorschriften (ein­
schließlich der Reduzierung ihres Umfangs) ist ein modernes, 
effektives System des Arbeitsrechts entstanden: Das AGB 
ist das Grundlagengesetz der Arbeit- und enthält wichtige 
Aufgaben, Rechte und Pflichten, wie sie in nahezu allen ar­
beitsrechtlichen Beziehungen auftreten. Um dieses Gesetz 
gruppieren sich weitere, in der kommenden Zeit zu erarbei­
tende Nachfolge- bzw. Zusatzbestimmungen, die für be­
stimmte Bereiche, Zweige und Betriebe gelten. Dieses System 
verleiht der Entwicklung der Arbeitsverhältnisse Stabilität, 
und die Qualität der rechtlichen Regelung dieser Gesell­
schaftsverhältnisse erhöht die Wirksamkeit der staatlichen 
Leitung der Betriebe,, der Mitarbeit der Werktätigen und 
ihrer Gewerkschaften sowie die Arbeitsmoral und Arbeits­
disziplin als Voraussetzungen für eine hohe Effektivität der 
Arbeit.

Mit dem neuen Arbeitsrecht Kubas sind wichtige rechtliche 
Bedingungen für eine stabile Entwicklung der Arbeitsver­
hältnisse, zugleich aber auch für eine flexible Entwicklung 
des Arbeitsrechts gegeben, das damit der dynamischen Ent­
wicklung der Volkswirtschaft besser gerecht werden kann.

Zielstellung und Gliederung des AGB

Die Verwirklichung des AGB wird dazu beitragen, die Ar­
beiter und alle anderen Werktätigen Kubas bei der Erfüllung 
ihrer Produktionsaufgaben in Industrie und Landwirtschaft 
zu unterstützen. Das ist u. a. deshalb von besonderer Be­
deutung, weil die kubanischen Werktätigen ihre tägliche 
Arbeit unter den komplizierten Bedingungen ständiger mili­
tärischer Bedrohung und wirtschaftlichen Boykotts seitens 
der USA-Regierung verrichten müssen.

Anlage und Inhalt des gesamten Gesetzes sind auf die 
Realisierung folgender in Art. 4 AGB festgelegter Zielstel­
lungen gerichtet:
— Steigerung der Arbeitsproduktivität und Erhöhung der 

Effektivität der gesellschaftlichen Arbeit;
— Festigung und Förderung der Arbeitsdisziplin;
— Schaffung rechtlicher Garantien für die Verwirklichung 

der Rechte der Werktätigen, für die Erhöhung ihres Le­
bensstandards und für die Erfüllung ihrer Pflichten im 
Rahmen der Gesetze.
Das aus 305 Artikeln bestehende AGB enthält in seinen 

14 Kapiteln nach den Grundsatzbestimmungen Regelungen 
über den Arbeitsvertrag, Arbeitszeit und Freizeit, Löhne und 
andere Zahlungen, Arbeitsnormung, Arbeitsdisziplin, Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutz, Arbeit der Frau, Arbeit der 
Jugendlichen, berufliche Weiterbildung, Betriebskollektiv­
verträge, Lösung von Arbeitsstreitfällen, Sozialversicherung 
und Arbeitsinspektion.

Schon diese Gliederung des AGB zeigt, daß das Gesetz 
mit den entsprechenden Kodifikationen der anderen sozia- 
listischen Länder durchaus verglichen werden kann. Das 
ergibt sich aus den politischen und ökonomischen Grundla­
gen der Arbeitsgesetzgebung und dem damit verbundenen 
Charakter der Arbeit und der Arbeitsverhältnisse.

Im folgenden soll etwas näher auf Kapitel I eingegangen 
werden, das mit seinen Grundsätzen die rechtspolitische 
Konzeption des AGB insgesamt charakterisiert. Dieses Ka­
pitel befaßt sich in vier Abschnitten mit den Grundlagen 
des Arbeitsrechts, mit den Zielen und dem Anwendungsbe­
reich des AGB sowie mit der Rolle der Betriebe und der Ge­
werkschaftsorganisation.

Elementare Rechte der Werktätigen

Von zentraler Bedeutung sind die in Art. 3 AGB enthaltenen 
15 Grundsätze, in denen die elementaren Rechte der kubani­
schen Werktätigen fixiert sind. Sie drücken in Konkretisie­
rung der Grundrechtsbestimmungen der Art. 44 bis 50 der 
Verfassung Kubas die objektive gesellschaftliche Stellung 
der kubanischen Werktätigen aus. Beispielhaft sollen hier 
einige dieser grundsätzlichen Rechte genannt werden:

1 Veröffentlicht in: Gaceta oficial de la Republica de Cuba 1985, 
Nr. 2, S. 17 ff.

2 Deutscher Text in: Verfassungen ausländischer sozialistischer 
Staaten (Hrsg. W. Lungwitz), Berlin 1982, S. 29 ff.


